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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Zweiten Bericht über die Entwicklung der Mieten für Wohnraum 
(Mietenbericht 1972) 

— Drucksache 7/651 — 

Vierten Wohngeldbericht 

— Drucksache 7/1563 — 

A. Problem 

Mit dem nach § 8 Abs. 4 des Zweiten Wohngeldgesetzes in be- 
stimmten Zeitabständen zu erstattenden Mietenbericht unter- 
richtet die Bundesregierung den Deutschen Bundestag über die 
Entwicklung der Mieten für Wohnraum, um dadurch eine Ent- 
scheidung über die Anpassung der Wohngeldleistungen zu er- 
möglichen. Der Wohngeldbericht, der ebenfalls alle zwei Jahre 
zu erstatten ist, enthält die mit der Anwendung des Wohngeld- 
gesetzes gemachten Erfahrungen. 


B. Lösung 

Der in dem Mietenbericht 1972 wiedergegebenen Mietenent- 
wicklung ist bereits, jedenfalls im Rahmen des Möglichen, mit 
dem Dritten Gesetz zur Änderung des Zweiten Wohngeldge- 
setzes vom 10. Dezember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1855) Rech- 
nung getragen worden. Der Vierte Wohngeldbericht beant- 
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wortet, inwieweit sich das Zweite Wohngeldgesetz bisher be- 
währt hat und wie sich die Bundesregierung die weitere Ent- 
wicklung der Wohngeldgesetzgebung vorstellt. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, den nächsten Wohn- 
geld- und Mietenbericht miteinander zu verbinden und zum 
1. Juli 1975, die folgenden Berichte jeweils zwei Jahre später, 
vorzulegen. 

Einstimmiger Beschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Nordlohne und Frau Meermann 


Der Zweite Bericht der Bundesregierung über die 
Entwicklung der Mieten für Wohnraum vom 29. Mai 
1973 wurde dem Ausschuß für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau am 15. Juni 1973 gemäß § 76 
Abs. 2 GO überwiesen. Den Vierten Wohngeldbe- 
richt überwies der Deutsche Bundestag in seiner 
80. Sitzung am 15. Februar 1974 an den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau feder- 
führend und an den Haushaltsausschuß mitberatend. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau behandelte beide Vorlagen in gemein- 
samer Beratung abschließend in seiner 18. Sitzung 
am 13. Februar 1974. Die Beratung im Haushaltsaus- 
schuß fand am 21. Februar 1974 statt. 

Ohne zu dem sachlichen Inhalt beider Berichte be- 
stimmte Beschlüsse zu fassen, ging der Ausschuß 
bei der Beratung der beiden Vorlagen auf eine 
Reihe darin dargestellter Fragen und Probleme ein, 
die er für klärungsbedürftig hält. So sind auch nach 
der übereinstimmenden Auffassung des Ausschusses 
zwar die im Mietenbericht 1972 genannten Forde- 
rungen, die auf der Mietpreisentwicklung nach dem 
Stand des Jahres 1972 und der konjunkturellen Lage 
vom Mai 1973 gründen, jedenfalls im Rahmen des 
Möglichen mit dem Dritten Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Wohngeldgesetzes vom 10. Dezember 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1855) erfüllt. Doch hält 
der Ausschuß die angemessene Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze nach § 19 des Wohngeldgesetzes 
und die Anpassung der Wohngeldtabellen an die 
inzwischen eingetretene Mieten- und Einkommens- 
entwicklung für dringlich. So positiv der Ausschuß 
insgesamt die Tatsache wertete, daß das Wohngeld 
inzwischen allgemein als ein wirksames Instrument 
der staatlichen Wohnungsbaupolitik anerkannt wird 
und ganz überwiegend Rentnern, Pensionären, Ar- 
beitnehmern mit geringem Einkommen und kinder- 
reichen Familien zugute kommt, so sehr hält er Kon- 
sequenzen aus der Feststellung des Wohngeld- 
berichts für notwendig, daß das Wohngeld die ihm 
nach § 46 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zuge- 
dachte Funktion, Familien mit geringem Einkommen 
angemessenen Wohnraum zu tragbaren Kosten zu 
sichern, nur noch unzureichend erfüllt. Die Verein- 
fachung und Harmonisierung des Einkommensbe- 
griffs und der Einkommensermittlung im Wohnungs- 
baurecht, wie sie bereits der Deutsche Bundestag 
mit der anläßlich der Verabschiedung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohngeld- 
gesetzes angenommenen Entschließung vom 7. No* 
vember 1973 (Drucksache 7/1209) forderte, sind wei- 
tere Maßnahmen, die nach Meinung des Ausschus- 
ses so bald wie möglich getroffen werden sollten. 

Bonn, den 19. März 1974 


Besorgt zeigte sich der Ausschuß über das in dem 
Mietenbericht aufgezeigte Auseinanderklaffen zwi- 
schen den „Bewilligungs-" und „Schluß ab rechnungs- 
mieten" im sozialen Wohnungsbau sowie das Aus- 
maß der Mieterhöhungen, die sich in den kommen- 
den Jahren, vor allem bei den seit 1970 geförderten 
Sozialwohnungen, aus der stufenweisen Verringe- 
rung der Aufwendungsbeihilfen ergeben. Nach An- 
sicht des Ausschusses darf die öffentliche Verant- 
wortung für den sozialen Wohnungsbau nicht mit 
der Bewilligung der öffentlichen Mittel enden. Um 
die Mieter von Sozialwohnungen vor unvertretba- 
ren sozialen Härten zu schützen, in die sie bei einem 
erheblichen Überschreiten der Bewilligungsmieten 
in der Schlußabrechnung vor allem dann geraten, 
weil die Abrechnung, häufig über Gebühr lange Zeit 
dauert, hält der Ausschuß einmal bei der Bewilli- 
gung realistischere Kostenansätze sowie eine zügi- 
gere Abrechnung für notwendig. Außerdem sollte 
geprüft werden, ob bei dem überschreiten bestimm- 
ter Grenzwerte mit Hilfe von Nachfinanzierungs- 
möglichkeiten unvertretbare Mieterhöhungen ver- 
mieden werden können. 

Die Auseinanderentwicklung der Mieten der neue- 
sten Sozialwohnungen, die auf die unterschiedlichen 
Förderungsmethoden der Länder zurückgeht, aber 
auch mit das Ergebnis der konjunkturellen Entwick- 
lung ist, ist nach Auffassung des Ausschusses jeden- 
falls für die Zukunft durch ein koordinierteres Vor- 
gehen aufzuhalten und nach Möglichkeit zu besei- 
tigen, wobei auch die Bundesregierung eine Pflicht 
zur Koordinierung hat. Zu der Gesamtproblematik 
teilte der Ausschuß jedoch die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß aus miet- und wohnungspoliti- 
schen Gründen nicht die sich aus den unterschied- 
lichen Förderungsmethoden der Länder und der De- 
gression der Aufwandssubventionen ergebenden 
Kostensteigerungen mit dem Wohngeld ausgegli- 
chen werden können. 

Der Ausschuß, der die beiden Berichte zur Kennt- 
nis nahm, ohne zu dem sachlichen Inhalt bestimmte 
Beschlüsse zu fassen, billigte einstimmig einen Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU, nach 
dem die Bundesregierung ersucht wird, den nächsten 
Mieten- und Wohngeldbericht miteinander zu ver- 
binden und zum 1. Juli 1975, die folgenden Berichte 
jeweils zwei Jahre später, vorzulegen. Dabei ging 
der Ausschuß davon aus, daß ihn die Bundesregie- 
rung unabhängig von diesem Berichtszeitraum je- 
weils aktuell über bestimmte Mietpreisentwicklun- 
gen unterrichtet und ihm auch so bald wie möglich 
die Geschäftsstatistiken zuleitet, die dem Wohngeld- 
bericht nicht beigefügt waren. 


Nordlohne Frau Meermann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Berichte der Bundesregierung Mietenbericht 1972 — Drucksache 7/651 — 
und Vierter Wohngeldbericht — Drucksache 7/1563 — zur Kenntnis zu neh- 
men; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Bundestag hat durch Beschluß vom 12. Februar 1965 die Bundesregierung 
ersucht, alljährlich zum 1. Januar einen Bericht über die in den einzelnen 
Ländern gemachten Erfahrungen mit dem Wohngeldgesetz vorzulegen. Dieser 
Beschluß wurde durch einen weiteren Beschluß vom 11. Mai 1967 dahin ge- 
ändert, daß die Bundesregierung ersucht wurde, die folgenden Wohngeld- 
berichte jeweils im Abstand von zwei Jahren vorzulegen. Nach § 8 Abs. 4 des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes vom 10. Dezember 1973 
• hat die Bundesregierung dem Bundestag alle zwei Jahre über die Entwick- 
lung der Mieten für Wohnraum zu berichten, um eine Entscheidung über die 
Anpassung der Höchstbeträge für Mieten und Belastungen zu ermöglichen. 
Da beide Berichte in inhaltlichem Zusammenhang stehen, erscheint es zweck- 
mäßig, sie künftig zu einem Bericht zusammenzufassen. Die Bundesregierung 
wird deshalb ersucht, den nächsten Wohngeld- und Mietenbericht miteinander 
zu verbinden und zum 1. Juli 1975, die folgenden Berichte jeweils zwei Jahre 
später, vorzulegen. 


Bonn, den 19. März 1974 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Dr. Schneider 

Vorsitzender 


Nordlohne Frau Meermann 

Berichterstatter 
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